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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.06.1993 

Geschäftszahl 

91/10/0107 

Rechtssatz 

Im Neuerungstatbestand des § 69 Abs 1 Z 2 AVG wird ausdrücklich festgelegt, daß die Wiederaufnahme nur 
dann in Betracht kommt, wenn der Wiederaufnahmsgrund allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis 
des Verfahrens voraussichtlich einen im Hauptinhalt des Spruches anders lautenden Bescheid herbeigeführt hätte 
(Hinweis E 10.3.1972, 2115/71). Es obliegt daher der Behörde, bereits im Wiederaufnahmeverfahren zu prüfen, 
ob die neue Tatsache oder das neue Beweismittel einen anders lautenden Bescheid herbeigeführt hätte. 


